EN, 


= 


— | 


Geſetz⸗-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


eee 


(Nr. 6488.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Herzogthuͤmer Holſtein und Schleswig 
mit der Preußiſchen Monarchie. Vom 24. Dezember 1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


N mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: i 
§. 1. ; 


| Die Herzogthuͤmer Holſtein und Schleswig werden in Gemaͤßheit des 
Artikels 2. der Verfaſſungs⸗Urkunde fuͤr den Preußiſchen Staat mit der Preu⸗ 


ßiſchen Monarchie vereinigt. 
1 §. 2. 
Die Preußiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen am 1. Oktober 1867. 
in Kraft. 8 f 
ker, Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abaͤnderungs⸗, Zuſatz⸗ und Aus⸗ 
fuͤhrungs⸗Beſtimmungen werden durch beſondere Geſetze feſtgeſtellt. a 


a H. 3. 
Das Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 5 
Roͤniglichen Inſtegel. f 
Gegeben Berlin, den 24. Dezember 1866. 


8) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
f Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6488—6489.) 120 (Nr. 6489.) 
Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1866, 


5 — 976 2 en 


(Nr, 6489,) fe, betreffend die Vereinigung bisher Bahefiſcher und Großherzoglich 
Heſſiſcher Gebietstheile mit 85 Preußiſchen c Vom 24. De⸗ 
zember 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Pieußen ic, 
i mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der ie was 
olgt 
9. 1. 
Die nachſtehend bezeichneten bisher een e 
> ER 1) das Bezirksamt Gersfeld, en 
9 N — der Landgerichtsbezirk Orb, 91 55 0 
A 3) die zwiſchen Saalfeld und dem Preußischen Landkreis Ziegenruͤck ge⸗ 
6 legene Enklave Kaulsdorf; 
1 25 ſowie die nachſtehend bezeichneten bisher ae Heſſiſchen Gebietstheile: 
4) die Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg, einfchließlich des Oberamtsbezirks 
, 3 2 Meiſenheim, jedoch ausſchließlich der Wee ialc Hoͤkensleben 
s und Oebisfelde, 
. e 5) der Kreis Biedenkopf, 
g 440) 15 Kreis Voͤhl, einschließlich der Enklaven Eimelrod und Hoͤring⸗ 
8 auſen, 
er ir 7) der nordweftliche Theil des Kreiſes Gieſſen, welcher die Sie Fran⸗ 
San kenbach, Krumbach, Königsberg, Fellingshauſen, Bieber, Haina, Rod⸗ 
heim, Waldgirmes, Naunheim und Hermannſtein mit ihren Gemar⸗ 
kungen umfaßt, 
„ 8) der Ortsbezirk Roͤdelheim, 8 
9) der bisher unter Großherzoglich Heſſſcher Souveränerät ſtehende 
Theil des Ortsbezirks Nieder⸗Urſel, 


— 


ßiſchen Staat mit der Preußiſchen Monarchie fuͤr immer vereinigt. 
5 5 2. 


in Kraft. Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abaͤnderungs⸗, Zuſatz⸗ und 
e Beſtimmungen werden durch beſondere Gebe feſtgeſtellt. 5 


H. 3. 


ö eh beauftragt. 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 24. Dezember 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗ Schoͤn haufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. o. Itzenplitz. o. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
ah Gr. zu Eulenburg. Ba | 


(Nr. 6490.) 


en in Gemäßheit des Artikels 2. der Berfafingerihmde für den Preu: = 


Die Meelßiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen am 1. Oktober 18066. 


Das Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung des gegenwärtigen 5 1 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen unterſchrift und beigedrucktem er 


j S n nnen 
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(Nr. 6490.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Muͤlheim am Rhein im Betrage von 460,000 Thalern. Vom 
12. November 1866. 6 8 


ö Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


ertheilen, nachdem der Buͤrgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Berſammlung zu 
Muͤlheim am Rhein darauf angetragen haben, zu verſchiedenen fuͤr Rechnung 
der Stadt auszufuͤhrenden oͤffentlichen Arbeiten und Bauten und zum Zwecke 
der Regelung der ſtaͤdtiſchen Schuldverhaͤltniſſe zur Aufnahme eines Darlehns 
von 160,000 Thalern, geſchrieben: Einhundert ſechszig tauſend Thalern, gegen 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obli⸗ 
gationen Unſere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem An⸗ 
trage im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Glaͤubiger ſich nichts 
zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an 
jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherr 
liche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter nachſtehenden 
Bedingungen: ö 5 x 
et §. 1. a 
: Es werden ſechszehnhundert Obligationen, jede zu Einhundert Thalern, 
ausgegeben. 

Die Obligationen werden mit vier und einhalb Prozent jaͤhrlich ver⸗ 
zinſet und die Zinſen in halbjährigen Terminen von der ſtaͤdtiſchen Gemeinde⸗ 
kaſſe zu Mülheim am Rhein gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten Kupons 
gezahlt. ' 5 
Er Zur Tilgung der Schuld wird jaͤhrlich Ein Prozent von dem Kapital⸗ 
h betrage der ausgegebenen Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obli⸗ 
gationen verwendet, fo daß die ganze Schuld in neun und dreißig Jahren, 
vom Jahre nach der Kapitalaufnahme an, getilgt fein wird. Es ſoll jedoch 
der Stadtgemeinde vorbehalten bleiben, den Tilgungsfonds mit Genehmigung 
Unſerer Regierung zu Coln zu verſtaͤrken, um die Ruͤckzahlung der Schuld das 
durch zu beſchleunigen. RR) 

Den Obligations⸗Inhabern ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadt⸗ 
gemeinde zu. f N a f 
OR 


| Zur Leitung der die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgung der aus⸗ 
zugebenden Obligationen betreffenden Geſchaͤfte wird eine beſondere Schulden⸗ 
tilgungs⸗Kommiſſion gebildet, beſtehend aus dem Bürgermeifter und drei von der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung zu waͤhlenden Mitgliedern, von denen jedoch 
mindeſtens eines nicht aus der Zahl der Stadtverordneten, ſondern aus der 
Buͤrgerſchaft zu erwaͤhlen ift, 
(Nr. 6490.) 120° §. 3. 


1 


( a ES 


H. 3. 
Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern von 1. bis 1600. 
nach dem beigefuͤgten Schema ausgeſtellt. 
Die Obligationen werden von den Mitgliedern der Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion unterzeichnet und von dem Gemeinde⸗Empfaͤnger Eontrafignirt. 
Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


H. 4. 


Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre zehn Zinskupons, 
jeder zu zwei Thaler ſieben Groſchen ſechs Pfennige, ſowie Talons, nach dem 
anliegenden Schema beigegeben. 

N Nach Ablauf dieſer und jeder folgenden Periode werden nach vorheriger 
Öffentlicher. Bekanntmachung (wie im H. 7.) neue Zinskupons und Talons durch 
die ſtaͤdtiſche Gemeindekaſſe an die Vorzeiger der Talons, oder, wenn dieſe abs 
handen gekommen ſein ſollten, dem rechtzeitigen Vorzeiger der Obligationen 
ausgereicht und, daß dies geſchehen, auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupons und Talons werden von der Schuldentilgungs-Kommiſſion 
und dem Gemeinde⸗Empfaͤnger unterſchrieben. 


$. 5. 
Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die ſtaͤdtiſche Gemeindekaſſe gezahlt. 
Auch werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaſſe, 
namentlich bei der Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung angenommen. 


$. 6. u 
Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn fie nicht binnen 
fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 
Die dafuͤr ausgeſetzten Fonds verfallen zum Vortheil der ſtaͤdtiſchen Ge⸗ 
meindekaſſe. f a 


NE 


Die Nummern der zu tilgenden Obligationen werden jährlich durch das 
Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine oͤffentlich 
bekannt gemacht. 3 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters durch 5 


die Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher durch die im 
H. 12, angefuͤhrten Blaͤtter zur offentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, 

zu welchem dem Publikum der Zutritt zu geſtatten iſt. ir: 
SEN . Ueber 


i ,, , 


8 a Ba. 5 
uber die Verlooſung wird ein von dem Buͤrgermeiſter und den übrigen 

Mitgliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll 

aufgenommen. a f 1 5 3 


H. 9. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an den hierzu 
beſtimmten Tagen nach dem Nominalwerthe durch die ſtaͤdtiſche Gemeindekaſſe 
an den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dem 
zur Auszahlung beſtimmten Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obli⸗ 
gationen auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zah⸗ 
lungstermine fälligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, fo wird der 
Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekürzt und zur Einloͤſung 
dieſer Kupons verwendet. 


$. 10. 


Die Nummern der ausgelooften, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen find in den nach der Beſtimmung unter H. 7. jaͤhrlich zu erlaſſenden 
Bekanntmachungen wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligatio⸗ 
nen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig 
Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht, der 
Beſtimmung unter $. 12. gemäß, als verloren oder vernichtet zum Behuf der 

Ertheilung neuer Obligationen binnen dieſer Friſt angemeldet, ſo ſollen nach 
deren Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen werden und die dafür 
deponirten Kapitalbetraͤge der Gemeindekaſſe anheimfallen. 


H. 11. | | 


Für. die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
Muͤlheim am Rhein mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſaͤmmtlichen 
Einkuͤnften und kann, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht 
zur rechten Zeit gezahlt werden, die Zahlung von den Glaͤubigern gerichtlich 
verfolgt werden. 


$. 12. 


Die in den HH. A. 7. 8. und 10. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die zu Muͤlheim am Rhein erſcheinenden Lokalblaͤtter, die Koͤl⸗ 
niſche und die Elberfelder Zeitung und das Amtsblatt oder den oͤffentlichen 
Anzeiger Unſerer Regierung zu Coͤln. Geht eines dieſer Blaͤtter ein, ſo be⸗ 
ſtimmt die Stadtverordneten⸗Verſammlung an deſſen Stelle ein neues Blatt. 


$. 13. 


a In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 

habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf⸗ 
gebotes und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere HH. 1. 
bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung!: 

Ar. 6490.) i a) die 


N „ NHNEN N 
„ 5 


me u - / 

a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Schuldentilgungs-Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden 
alle diejenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der an⸗ 
gefuͤhrten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die 
Verfügungen der Schuldentilgungs-Kommiſſion findet jedoch der Rekurs 
an Unſere Regierung zu Coͤln ſtatt; 5 


7 

# 
3 
3 
3 


b) das im H. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Land⸗ 
gerichte zu Coͤln; 

c) die in den HF. 6. 9. und 12. der Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch die im H. 12. dieſes Privilegiums angeführten 
Blätter geſchehen; 

d) an Stelle der im H. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗ 


termine ſollen acht, und an Stelle des im F. 8. erwähnten achten 
Zahlungstermins ſoll der zehnte treten. 


Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gende landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter 
Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den In⸗ 
habern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 12. November 1866. . 
(I. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema. 


J)). en ae SE 
ulm ee Scheine 
Obligation | 
der Stadt Mülheim am Rhein 


(Stadtſtempel) 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Die Endes unterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom. en .... 
8 hierzu ausdruͤcklich ermaͤchtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der 
Inhaber dieſer Obligation die Summe von 
Einhundert Thalern Kurant, \ 

deren Empfang fie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Muͤlheim am Rhein zu 
fordern hat. a i 

Die auf vier und einhalb Prozent jaͤhrlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 
2. Januar und 1. Juli jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe 
der ausgegebenen Zinskupons gezahlt. i 

Die naͤheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privi⸗ 
legium enthalten. | 

Mülheim am Rhein, den en 1 


Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
N. N. 


«„ „„ „„ 


Der Gemeinde⸗Empfaͤnger. Beigefuͤgt find die Kupons Serie J. AG 1. 
2 N pf 3 bis 10. nebſt Talon. 8 


N (Auf der Ruͤckſeite.) 
Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen 
der Stadt Mülheim am Rhein im Betrage von 160,000 Thalern. 
| | Em | 
(Folgt der Abdruck des Privilegiums.) 


(Nr. 64900 Schema. 


3 ins Ku po n 


zur 
Obligation der Stadt Mülheim am Rhein 
E 
uͤber 5 
Einhundert Thaler Kurant. 1 
Inhaber dieſes empfängt am 1. Juli 18.. aus der ſtaͤdtiſchen Gemeinde⸗ 
kaſſe zu Muͤlheim am Rhein die Zinſen der obengenannten Obligation der Stadt 
Muͤlheim am Rhein für die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 18.. mit zwei 
Thalern ſieben Groſchen ſechs Pfennigen Kurant. 


Mülheim am Rhein, den dsds 18. A 
Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 1 
Der Gemeinde⸗Empfaͤnger. (Dieſer Kupon wird unguͤltig und werth⸗ 
N los, wenn deſſen Betrag fünf Jahre nach Ver⸗ 
2 fall nicht erhoben iſt.) 5 
Schema. | 
Serie I. ..... ; 
Z3ins⸗ Kupon | 
g zur Er 
Obligation der Stadt Mülheim am Rhein 
f ’ e i 
uͤber 


; 
7 
10 


Einhundert Thaler Kurant. 


Inhaber dieſes empfängt. am 2. Januar 18.. aus der ſtaͤdtiſchen Gemeinde⸗ 
kaſſe zu Muͤlheim am Rhein die Zinſen der obengenannten Obligation der Stadt 
Muͤlheim am Rhein für. die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 18. mit 
zwei Thalern ſieben Groſchen ſechs Pfennigen Kurant. b 

Muͤlheim am Rhein, den rn 18 


Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſton. 
N. N. 


8 Der Gemeinde⸗Empfaͤnger. (Dieſer Kupon wird unguͤltig und werth⸗ “ 
“ N los, wenn deſſen Betrag fünf Jahre nach Ver⸗ 
. fall nicht erhoben ift.) a 0 


Schema. 5 


DEU 


| Schema. 


Talon. | 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obligation 
der Stadt Muͤlheim am Rhein . 1 ; 
a über Einhundert Thaler Kurant 


die ..t Serie Zinskupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei der ſtaͤdtiſchen 
Gemeindekaſſe zu Muͤlheim am Rhein. 
Muͤlheim am Rhein, den kenn 18. 


Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
i N. N. 


Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
N. . 

(die Aushaͤndigung der Kupons bleibt bis zum Nachweis der Empfangsberechtigung aus⸗ 

geſetzt, wenn der Inhaber der Obligation den Talon als verloren anzeigt und rechtzeitig 


gegen die Aushaͤndigung der Kupons an den Praͤſentanten des Talons bei der ſtaͤdtiſchen 
Schuldentilgungs-Kommiſſion proteſtirt.) 


5 


(Nr. 6491.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. November 1866. nebſt Tarif, nach welchem das 
ö Bruͤckgeld und die Durchlaßabgabe bei der Schiffbruͤcke uͤber die Nogat 
bei Marienburg zu erheben iſt. 


Ai Ihren Bericht vom 20. November d. J. habe Ich den Tarif, nach 
welchem das Bruͤckgeld und die Durchlaßabgabe bei der ſtaͤdtiſchen Schiffbruͤcke 
uͤber die Nogat bei Marienburg zu entrichten iſt, genehmigt, und laſſe Ihnen 
denſelben hierbei vollzogen wieder zugehen. Zugleich beſtimme Ich, daß die 
5 Durchlaßabgabe nach Ablauf des Jahres 1871. gaͤnzlich wegfallen, bezuͤglich 
des Bruͤckgeldes dagegen der Tarif einer Reviſion von fuͤnf zu fuͤnf Jahren 
unterworfen werden ſoll. 5 8 i 
Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarif durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffent⸗ 

lichen Kenntniß zu bringen. 525 
Berlin, den 26. November 1866. 


Wilhelm. 
a Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Jihegang 1866. (Nr, 6490-6401.) 121 Tarif, 


Sr a 85 | 996 ER BR 
welchem das Brückgeld und die Durchlaßabgabe bei der Schiff 
brücke über die Nogat bei Marienburg zu erheben iſt. 5 


Vom 26. November 1866. 


Fa Es wird entrichtet: 


5 A. An Brückgeld: 
I Vom Fuhrwerke, einschließlich der Schlitten: | | 
1) zum Fortſchaffen von Perfonen, als: Extrapoſten, Kutſchen, Kaleſchen, 
Kabriolets u. ſ. w., für jedes Zugthier.. — Rthlr. 2 Sgr. — Pf. 
2) zum Fortſchaffen von Laſten: ; 
a) von belabenem, d. h. von ſolchen, 
worauf ſich außer dem Futter für. 
hoͤchſtens drei Tage an anderen Ge⸗ 


genſtaͤnden mehr als zwei Zentner 
befinden, für jedes Zugthier 


„„ von unbeladenem, für jedes Zugthier 
e Von unangefpannten Thieren: 5 
J) von jedem Pferde, Eſel, Maulthier oder 


5 & Mauleſel mit oder ohne Reiter oder Laſt, 
imgleichen von jedem Stuͤck Rindvieh . 


ö 20 von einem Fohlen, Kalb, Schwein, 
Schaaf, Lamm oder einer Ziege 


5 . An Durchlaßabgabe :. 
8 1) von jeder Fraß, dans EINE 1 Rthlr. — Sgr. 


= 2 von jedem Schiffsgefaͤß . 5 ekejerete!e RER — 10 „ — 
en SEE a 
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Befreiungen. 


J. Brückgeld wird nicht erhoben: f ar % = 
1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des 
Königlichen Hauſes oder den Königlichen Geftuten angehören; 


2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche 
Militair auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt; von Pferden, welche 
von Offizieren oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten 
im Dienſte und in Dienſtuniform geritten werden, imgleichen von 5 x 
den unangeſpannten etatsmaͤßigen Dienftpferden der Offiziere, 1 
wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken die Offiziere begleiten oder FR 
beſonders geführt werden, jedoch in letzterem Falle nur, ſofern die 
Fuͤhrer ſich durch die Marſchroute oder durch die von der Mili⸗ 
tairbehoͤrde ertheilte Order ausweiſen; n 


von Fuhrwerken und Thieren, deren die mit Freikarten verſehenen 
öffentlichen Beamten auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤfts⸗ 
bezirke, oder Pfarrer bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie 
ſich bedienen; Polizei: und Steuerbeamte in Uniform beduͤrfen keiner 
Freikarten; 


4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell⸗, Kariol⸗ und 
Reitpoſten nebſt Beiwagen, imgleichen von oͤffentlichen Kurieren 
und Eſtafetten und von allen von Poftbeförderungen leer zuruͤck⸗ 
kehrenden Wagen und Pferden; 


5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr Rech⸗ 
nung des Staates geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als 
ſolche durch die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen von 
Lieferungsfuhren, ebenfalls auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie 
ſich als ſolche durch den Fuhrbefehl ausweiſen; 

6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis- und Gemeinde⸗Huͤlfsfuhren, von 
Armen⸗ und Arreſtantenfuhren; 

\ 7) von Kirchen- und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; 

8) von Fuhrwerken, die Chauffeebau- Materialien anfahren, ſofern 7 
nicht durch die Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ . 
beiten und der Finanzen Ausnahmen angeordnet werden; . 


9) von Fuhrwerken fuͤr die Ruͤckfahrt, wenn ſie an demſelben Tage 
bb Bruͤcke paſſirt und das Bruͤckgeld für die Hinfahrt bezahlt 
aben. i 


10) Hinſichtlich der durch ſpezielle Titel begründeten Befreiungen ae 
128” der 
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der Entrichtung des Bruͤckgeldes wird durch gegenwaͤrtigen Tarif 
nichts geaͤndert. Is: 
II. Durchlaßabgabe wird nicht erhoben: 


von Schiffsgefaͤßen und Floͤßen, welche Staatseigenthum ſind, 
oder fuͤr Rechnung des Staates Gegenſtaͤnde befoͤrdern, auf Vor⸗ 
zeigung von Freipaͤſſen. 


Zuſätzliche Beſtimmung. 


Zu der fuͤr den Betrag der Abgabe maaßgebenden Beſpannung eines Fuhr⸗ 
werks werden ſowohl die zur Zeit der Beruͤhrung der Hebeſtelle angeſpannten, 
als auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne augenſcheinlich eine 
andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke befindlich ſind. Insbeſondere 
gilt dies hinſichtlich ſolcher Zugthiere, welche wegen der geringen Breite des 
Fahrweges vor dem Betreten der Bruͤcke ausgeſpannt werden muͤſſen. 


Gegeben Berlin, den 26. November 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


« 
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(Nr. 6492.) Verordnung J., betreffend die Ausdehnung des H. 88. des Königlich Hanno⸗ 
verſchen Geſetzes vom 14. Dezember 1864. uͤber das Pfandrecht und die 
Befriedigung der Glaͤubiger im Konkurſe auf die in den vormals Kur⸗ 


heſſiſchen Landestheilen nach Kurheſſiſchen Geſetzen beſtellten Hypotheken. 
Vom 12. Dezember 1866, . 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, was folgt: 


Die Beſtimmungen des H. 88. des Königlich Hannoverſchen Geſetzes 
vom 14. Dezember 1804. über das Pfandrecht und die Befriedigung der Glaͤu⸗ 
biger im Konkurſe finden auch auf diejenigen Generalhypotheken und diejenigen 
Spezialhypotheken an unbeweglichen Sachen Anwendung, welche in den zum 
vormaligen Kurfuͤrſtenthum Heſſen gehoͤrig geweſenen, durch den Staatsvertrag 
vom 23. Dezember 1831. reſp. 9. Maͤrz 1832. an das vormalige Königreich 
Hannover abgetretenen Landestheilen waͤhrend der Geſetzeskraft der Kurheſſiſchen 
Geſetze nach Maaßgabe derſelben guͤltig beſtellt und in die Hypothekenbuͤcher 
des nach dieſen Geſetzen zuſtaͤndigen Gerichts eingetragen worden ſind. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 12. Dezember 186b. a 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 


ji 


Ar. 64926493.) a (Nr, 6493.) 
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Verordnung II., betreffend die Ausdehnung der HH. 92. und 93. des Königlich 
Hannoverſchen Geſetzes vom 14. Dezember 1864. uͤber das Pfandrecht 
und die Befriedigung der Glaͤubiger im Konkurſe auf die in der Ortſchaft 
Wachtum und deren Gemarkung nach der Herzoglich Oldenburgiſchen 
Hypotheken⸗Ordnung vom 14. Oktober 1814. beſtellten Hypotheken. Vo 
12. Dezember 1866, 3 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
| verordnen, was folgt: 


Die Rechte, welche nach $$: 92. und 93. des Koͤniglich Hannoverſchen 
Geſetzes vom 14. Dezember 1864. uͤber das Pfandrecht und die Befriedigung 
der Gläubiger den daſelbſt F. 92. Nr. 1. und 2. bezeichneten öffentlichen nicht 
eingetragenen Hypotheken zuſtehen, werden auch denjenigen Generalhypotheken 

und denjenigen Spezialhypotheken an unbeweglichen Sachen beigelegt, welche 
in der fruͤher Oldenburgiſchen Ortſchaft Wachtum und deren Gemarkung vor 
dem 1. September 1864. in Gemaͤßheit der Hypotheken⸗, Konkurs⸗ und Ver⸗ 
gantungs⸗Ordnung fuͤr das Herzogthum Oldenburg vom 11. Oktober 1814. 
(HH. 3. 114. ff.) eingetragen worden find. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1866. 


. . S) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. 


Cr. 6494.) 


(Nr. 6494,) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Dezember 1866. 7 betreffend die Vereinigung des 
Poſtweſens in dem ehemaligen Koͤnigreiche Hannover mit dem in den 
alten Preußiſchen Landestheilen. 5 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 16. Dezember d. J. genehmige 
Ich, daß mit der vom 1. Januar 1867. ab ſtattfindenden Vereinigung des 
Poſtweſens in dem bisherigen Hannoverſchen Poſtbezirke mit dem in den alten 
Preußiſchen Landestheilen an Stelle des bisherigen General- Poftdireftoriums 
in Hannover eine Ober-Poſtdirektion daſelbſt mit den Pflichten und Befugniſſen 
der in Preußen bereits beſtehenden gleichartigen Behoͤrden eingerichtet und dem 
Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten unmittelbar unter⸗ 
geordnet werde, daß die Beſtimmungen des Preußiſchen internen, Portotarifs 
und Zeitungsproviſions⸗Tarifs auf den Austauſch zwiſchen den alten Preußiſchen 
Landestheilen und dem bisherigen Hannoverſchen Poſtbezirk ausgedehnt werden, daß 
die der Preußiſchen Poſtverwaltung geſetzlich ertheilte Ermaͤchtigung, uͤber ge⸗ 
wiſſe Gegenſtande des Verſendungs⸗ und Reiſeverkehrs im Wege des Regle⸗ 
ments die erforderlichen Vorſchriften zu treffen, ferner die dem Chef des Preu⸗ 
ßiſchen Poſtweſens zuſtehende Befugniß in Anſehung des Portofreiheits⸗Weſens 
und die von der Preußiſchen Poſtverwaltung geuͤbte Befugniß zur Ernennung 
und Anſtellung von Beamten in gleichem Umfange bei der Exweiterung des 
Poſtweſens auch in dem ehemaligen Königreiche Hannover in Anwendung 
kommen. g N 


Berlin, den 19. Dezember 1866. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
ö 5 Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


(Ir. 64946495.) (Nr. 6495.) 
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em. 6495.) Allerböchſter Erlaß o vom 19. Dezember 1866., betreffend die Vereinigung des 
Poſtweſens in den Herzogthuͤmern Schleswig und Fon, mit dem in 
den alten Preußiſchen Landestheilen. 


2 4 den Bericht des Staatsminiſteriums vom 14. Dezember d. J. genehmige 
Ich, daß mit der vom 1. Januar 1867. ab ſtattfindenden Vereinigung des 
Poſtweſens in den Herzogthiimern Schleswig und Holſtein mit dem in den alten 
Preußiſchen Landestheilen in der Stadt Kiel eine Ober-Poſtdirektion mit den 
Pflichten und Befugniſſen der in Preußen bereits beſtehenden gleichartigen Be⸗ 
hoͤrden eingerichtet und dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten unmittelbar untergeordnet werde, daß die Beſtimmungen des Preußiſchen 
internen Portotarifs und Zeitungsproviſions-Tarifs auf den Austauſch zwiſchen 
den alten Preußiſchen Landestheilen und dem bisherigen Schleswig-Holfteinfchen 
Poſtbezirk ausgedehnt werden, daß die der Preußiſchen Poſtverwaltung geſetzlich 
ertheilte Ermächtigung, über gewiſſe Gegenftände des Verfendungs- und Reiſe⸗ 
verkehrs im Wege des Reglements die erforderlichen Vorſchriften zu treffen, 
ferner die dem Chef des Preußiſchen Poſtweſens zuſtehende Befugniß in An⸗ 
ſehung des Portofreiheits-Weſens und die von der Preußiſchen Poſtverwaltung 
geuͤbte Befugniß zur Ernennung und Anſtellung von Beamten in gleichem 
Umfange bei der Erweiterung des Poſtweſens auch in den Herzogthumern 
Schleswig ⸗ Holſtein in Anwendung kommen. 


Berlin, den 19. Dezember 1866, 
ä Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. m 


An das Staatsminifterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» le 
(R. v. Decker). 
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